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a) Zum Beginn der Wochenfrist für die Einladung zu einer 
Gesellschafterversammlung.

b) Die Wochenfrist ist auch bei der Verlegung einer 
Gesellschafterversammlung einzuhalten.

c) Zur Heilung eines Einberufungsmangels, wenn sämtliche 
Gesellschafter anwesend sind.
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Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 30. März 1987 durch den 
Vorsitzenden Richter Dr. Kellermann und die Richter 
Dr. Bauer, Bundschuh, Brandes und Dr. Hesselberger

für Recht erkannt:

Auf die Rechtsmittel des Klägers werden 
das Urteil des 8. Zivilsenats des Oberlan­
desgerichts Hamm vom 23. April 1986 aufge­
hoben und das Urteil der 2. Kammer für Han­
delssachen des Landgerichts Paderborn vom 
4. Juni 1985 abgeändert.
Die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung 
der Beklagten vom 14. Dezember 1984,
a) den Kläger als Geschäftsführer der Beklagten 

abzuberufen und
b) den Geschäftsanteil des Klägers einzuziehen, 

werden für nichtig erklärt.
Die Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits.
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Tatbestand

Auf der Gesellschafterversammlung der verklagten GmbH 
vom 14. Dezember 1984 haben die Gesellschafter L und 0 
beschlossen, den Geschäftsanteil des Klägers aus wichtigem 
Grunde einzuziehen und ihn außerdem aus wichtigem Grunde als 
Geschäftsführer abzuberufen. Mit der am 10. Januar 1985 er­
hobenen Klage wendet der Kläger sich gegen diese Be­
schlüsse .

Der Kläger war ursprünglich mit Einschreiben vom 
30. November auf den 10. Dezember 1984, 11.00 Uhr zur 
Gesellschafterversammlung geladen worden. Auf der Tages­
ordnung stand u.a. auch die Beratung über Möglichkeiten 
einer gütlichen Einigung. Am 4. Dezember 1984 schrieb der 
Kläger der Beklagten, daß sein Rechtsbeistand am Vormittag 
des 10. Dezember 1984 verhindert sei, weshalb er vorschlage, 
die Versammlung auf den Nachmittag zu verlegen. Daraufhin 
wurde der Termin vom 10. Dezember 1984 mit am 6. Dezember 
1984 bei der Post aufgegebenem Einschreiben aufgehoben und 
der Kläger zu einer neuen Gesellschafterversammlung auf den 
Vormittag (11.00 Uhr) des 14. Dezember 1984 geladen. Nach 
Zugang des Schreibens, das ausweislich des Eingangsstempels 
am 7. Dezember 1984 erfolgt ist, schlug der Kläger mit 
Schreiben vom 10. Dezember 1984 wiederum vor, die Versamm­
lung erst um 15.00 Uhr beginnen zu lassen, weil Rechtsan­
wälte in den Vormittagsstunden gewöhnlich Gerichtstermine 
wahrzunehmen hätten. Dem wurde nicht entsprochen.
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Der Kläger erschien in der Versammlung ohne seinen 
Rechtsbeistand. Die Beratung über Möglichkeiten einer güt­
lichen Einigung lehnte er ab. Schon zuvor hatte er in dem 
Schreiben vom 4. Dezember 1984 mitgeteilt, "daß es zu einer 
Einigung selbst nicht kommen wird, wenn ich mich nicht 
gleichzeitig mit meinem Anwalt beraten kann". Hingegen hat 
der Kläger vor der Abstimmung über die Anträge, seinen 
Geschäftsanteil einzuziehen und ihn als Geschäftsführer ab­
zuberufen, zu den von Rechtsanwalt Dr. W für den Gesell­
schafter L< vorgebrachten Gründen Stellung genommen.

Der Kläger hält die streitigen Beschlüsse für nichtig, 
jedenfalls für anfechtbar. Die Einladungsfrist von minde­
stens einer Woche (§ 51 Abs. 1 Satz 2 GmbHG) sei nicht 
eingehalten, außerdem sein Antrag, die Gesellschafterver­
sammlung vom Vormittag des 14. Dezember 1984 auf den Nach­
mittag zu verlegen, rechtswidrig abgelehnt worden. Ferner 
bestünde kein wichtiger Grund für die Einziehung seines Ge­
schäftsanteils sowie seine Abberufung als Geschäftsführer. 
Der Kläger hat beantragt festzustellen, daß die streitigen 
Beschlüsse der Gesellschafterversammlung vom 14. Dezember 
1984 nichtig sind; hilfsweise hat er den Antrag gestellt, 
sie für nichtig zu erklären.

Nach Ansicht der Beklagten sind die beiden Beschlüsse 
ordnungsgemäß zustandegekommen und materiell gerechtfer­
tigt.

Beide Vorinstanzen haben die Klage abgewiesen. Mit der 
Revision verfolgt der Kläger den Klageanspruch weiter. Die 
Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.



Entscheidunqsqründe

Die Revision hat Erfolg. Die beanstandeten Beschlüsse 
der GesellschafterverSammlung vom 14. Dezember 1984 sind in 
sinngemäßer Anwendung der §§ 241 ff. AktG für nichtig zu 
erklären. Der Kläger ist, wie noch näher auszuführen sein 
wird, zu der Versammlung unter Nichtwahrung der Frist des 
§ 51 Abs. 1 Satz 2 GmbHG eingeladen worden. Darin ist aller 
dings nicht, wie die Revision meint, ein Nichtigkeitsgrund 
analog § 241 Nr. 1 i.V.m. § 121 Abs. 2 und 3 AktG zu sehen, 
sondern ein Anfechtungsgrund entsprechend § 243 Abs. 1 AktG 
Denn es fehlt nicht an einer den gesetzlichen Mindestanfor­
derungen genügenden Einberufung der Gesellschafterversamm­
lung, sondern daran, daß die Einladungsfrist unter Verstoß 
gegen § 51 Abs. 1 Satz 2 GmbHG nicht eingehalten worden ist 
(vgl. Senatsurt. v. 8. Mai 1972 - II ZR 96/70, WM 1972, 
742/743; vgl. ferner BGHZ 11, 231, 234/235).

I. Das Berufungsgericht hat dazu, ob der Kläger frist­
gerecht zu der Gesellschafterversammlung vom 14. Dezember 
1984 eingeladen worden ist, ausgeführt: Insoweit könnten 
Bedenken gegen die Rechtzeitigkeit der Einladung bestehen, 
wenn man verlange, daß die Wochenfrist des § 51 Abs. 1 
Satz 2 GmbHG ab Zugang oder ab voraussichtlichem Zugang der 
Einladung laufe; das könne jedoch offen bleiben; denn es 
widerspräche jedenfalls dem Zweck der Vorschrift, sie im 
Streitfall anzuwenden; die Einladung zum 14. Dezember 1984 
sei auf einen Verlegungsantrag erfolgt, nachdem zuvor schon
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eine rechtzeitige Einladung (am 30. November zum 10. Dezem­
ber) ergangen gewesen sei; damit sei dem betroffenen Gesell­
schafter genügend Zeit zur Vorbereitung auf die Gegenstände 
der Versammlung eingeräumt gewesen. Dagegen bestehen recht­
liche Bedenken.

1. Der Auffassung, wonach die wöchentliche Ladungsfrist 
des § 51 Abs. 1 Satz 2 GmbHG nur bei der Erstberufung einer 
Gesellschafterversammlung, nicht dagegen bei deren Verlegung 
eingehalten werden müsse, kann nicht gefolgt werden. Richtig 
ist zwar, daß der Gesellschafter im Fall der Verlegung eines 
rechtzeitig und auch im übrigen ordnungsgemäß einberufenen 
Ersttermins genügend Zeit zur Vorbereitung auf die unverän­
derten Tagesordnungspunkte hatte. Hieraus ergibt sich jedoch 
nicht, daß § 51 Abs. 1 Satz 2 GmbHG hier keine Anwendung 
findet. Denn in der Gewährleistung einer ausreichenden in­
haltlichen Vorbereitungszeit liegt nicht der einzige Schutz­
zweck der Ladungsfrist. Ihr Ziel besteht außerdem darin, den 
Gesellschafter in die Lage zu versetzen, daß er sich den 
Zeitpunkt der Versammlung von anderen Verpflichtungen frei­
halten und eine erforderliche Anreise zum Ort der Versamm­
lung rechtzeitig bewirken kann. Diesem "Dispositionsschutz" 
muß auch in den Fällen der Verlegung eines ordnungsgemäß 
einberufenen Ersttermins Rechnung getragen werden, weil der 
Gesellschafter sich auf den geänderten Termin von neuem ein­
zustellen hat.

2. Infolgedessen kann nicht, anders als das Berufungs­
gericht meint, dahingestellt bleiben, ob die Versammlung vom 
14. Dezember 1984 unter Wahrung der wöchentlichen Ladungs-
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frist einberufen ist. Läge allerdings das die Wochenfrist 
auslösende Ereignis bereits in der Aufgabe des die Ladung 
enthaltenden Einschreibens zur Post, so wäre gegen die Ter­
minierung vom Kläger im Hinblick auf § 51 Abs. 1 
Satz 2 GmbHG nichts zu erinnern. Da nämlich das an den 
Kläger adressierte Einladungsschreiben unter dem Datum des 
6. Dezember 1984 aufgegeben worden ist, hätte danach die 
Ladungsfrist gemäß § 187 Abs. 1 BGB am 7. Dezember 1984 zu 
laufen begonnen und die Versammlung einen Tag nach Fristab­
lauf stattgefunden, § 188 Abs. 2 BGB. Diese Fristberechnung 
wird dem Schutzzweck der Bestimmung des § 51 Abs. 1 
Satz 2 GmbHG nicht gerecht.

a) Nicht mehr umstritten ist allerdings, daß die ein­
wöchige Ladungsfrist nicht erst mit dem Zugang des Ein­
schreibens zu laufen beginnt. In Anlehnung an die vom 
Reichsgericht in RGZ 60, 144 ff. vertretene Ansicht herrscht 
seit längerem Einvernehmen darüber, daß, namentlich aus 
Gründen der Rechtssicherheit und Rechtsklarheit, die Zu­
gangsregel des § 130 Abs. 1 BGB hier nicht einschlägig ist 
(vgl. statt aller Schilling in Hachenburg GmbHG 7. Aufl.
§ 51 Rn. 6). Hierfür spricht auch, daß es nicht darum geht, 
die Folgen einer rechtsgeschäftlichen Willenserklärung gegen 
den Gesellschafter gelten zu lassen, sondern einfach um die 
Rechtzeitigkeit einer Einberufung und Ladung als rein inner­
gesellschaftlicher Verfahrenshandlung (Karsten Schmidt in 
Scholz GmbHG 6. Aufl. § 51 Rn. 8).

b) Nicht einheitlich wird dagegen die Frage beantwor­
tet, ob der Lauf der einwöchigen Ladungsfrist gemäß § 51
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Abs. 1 Satz 2 GmbHG schon mit der Aufgabe der Einschreibe­
sendung zur Post oder erst mit dem Zeitpunkt beginnt, an dem 
mit einem Zugang des Schreibens bei dem letzten Adressaten 
normalerweise zu rechnen ist. Das Reichsgericht hat sich in 
der angeführten Entscheidung, unter Zustimmung der älteren 
Literatur (vgl. Brodmann GmbHG 2. Aufl. § 51 Anm. 1; Vogel 
GmbHG 2. Aufl. § 51 Anm. 3) für einen Fristbeginn mit 
Aufgabe der Einschreiben ausgesprochen. Demgegenüber steht 
die neuere Lehre überwiegend auf dem Standpunkt, daß sich 
die Ladungsfrist aus der üblicherweise zu erwartenden Zu­
stellungsfrist für Einschreiben einerseits und der wöchent­
lichen "Dispositionsfrist" andererseits zusammensetzt, weil 
andernfalls der Schutzzweck der Norm, das Teilnahmerecht 
eines jeden Gesellschafters sicherzustellen, nicht gewähr­
leistet sei (Fischer/Lutter GmbHG 11. Aufl. § 51 Rn. 7;
Roth GmbHG 2. Aufl. § 51 Anm. 2.2; Rowedder/Koppensteiner 
GmbHG § 51 Rn. 9; Zöllner in Baumbach/Hueck GmbHG 
14. Aufl. § 51 Rn. 17 Schilling; a.a.O.; abweichend 
Karsten Schmidt a.a.O. m.w.N.).

c) Der Senat schließt sich der vom neueren Schrifttum 
überwiegend vertretenen Ansicht an.

Bei der Beantwortung der Frage, welcher von beiden 
Fristberechnungen der Vorzug einzuräumen ist, geben die 
Gesetzesmaterialien keine Entscheidungshilfe (vgl. bereits 
RGZ a.a.O. Seite 145). Der Wortlaut des § 51 Abs. 1 
Satz 2 GmbHG, wonach die Einberufung der Versammlung binnen 
einer Woche "zu bewirken" ist, kann zwar dahin ausgelegt 
werden, daß hiermit die zur Einberufung der Ladung er­
forderliche Handlung, die Aufgabe der Einschreibesendung
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zur Post, gemeint ist. Auf der anderen Seite ist dem Geset­
zestext nicht, jedenfalls nicht zwingend, zu entnehmen, daß 
der Fristbeginn an die Aufgabe der Einschreiben geknüpft 
ist. Dies käme allerdings dem Gesichtspunkt der Rechtssi­
cherheit und der Rechtsklarheit zugute, zumal jeder einzelne 
Beteiligte ein erhebliches Interesse an einer leicht einzu­
haltenden und zuverlässig überprüfbaren Fristberechnung hat. 
Andererseits ist aber die Wochenfrist des § 51 Abs. 1 
Satz 2 GmbH schon für sich genommen äußerst knapp. In Anbe­
tracht, daß diese sich vielfach als zu kurz erwiesen hat, 
sah § 81 RegE 1971 (BT-Drucks. 595/71, Seite 22, 133) eine 
Verlängerung auf zwei Wochen vor, allerdings berechnet ab 
der Aufgabe der Ladungsschreiben zur Post. Würde man die 
geltende Wochenfrist des § 51 Abs.l Satz 2 GmbHG in dieser 
Weise berechnen, so würde ein erheblicher Teil von ihr schon 
im postalischen Verkehr konsumiert. Damit wäre dem "Disposi­
tionsschutz" des Gesellschafters nicht genügt. Außerdem ist 
zu sehen, daß die Dreitagefrist i.S. von § 51 Abs. 4 GmbHG, 
deren Beginn in derselben Weise zu bestimmen ist, ihre Auf­
gabe erfüllen muß, dem Gesellschafter hinreichend Gelegen­
heit zur Vorbereitung auf die äußerst kurzfristig angekün­
digten Tagesordnungspunkte zu geben. Da die Frist häufig be­
reits vor dem üblicherweise zu erwartenden Zugang des Ein­
ladungsschreibens weitgehend, wenn nicht gar völlig ver­
braucht ist, käme ihr, würde man die Aufgabe der Einschrei­
ben zur Post als den für den Fristbeginn maßgebenden Zeit­
punkt ansehen, im praktischen Ergebnis vielfach keine Bedeu­
tung zu; sie wäre eine Frist ohne Wert (vgl. Roth a.a.O.; 
Schilling a.a.O. Rn. 7). Hinzu kommt folgendes: Geht man bei 
der Bestimmung des Beginns der Frist des § 51 Abs. 1
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Satz 2 GmbHG von dem Tage aus, an dem ein eingeschriebener 
Brief bei normaler postalischer Beförderung den Empfänger 
erreicht, so verliert der Einwand mangelnder Rechtssicher­
heit und Rechtsklarheit ganz wesentlich an Gewicht, weil 
sich dieser Tag von den Beteiligten regelmäßig anhand des 
Absendetages und der üblichen Beförderungsdauer unschwer 
feststellen läßt; außerdem ist das Einberufungsorgang im 
allgemeinen schon von vorneherein in der Lage, eine genaue 
Fristberechnung durch Summierung der normalen Zustellungs­
frist und der "Dispositionsfrist" des § 51 Abs. 1 
Satz 2 GmbHG vorzunehmen.

Nun fehlen im Streitfall allerdings Feststellungen 
darüber, welche Zeit jeweils die normale postalische Beför­
derung eines eingeschriebenen Briefes an die drei - sämtlich 
in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen - Gesell­
schafter der Beklagten Ende 1984 gedauert hätte. 
Fischer/Lutter a.a.O. gehen insoweit allgemein von zwei 
Tagen aus. Aber auch dann, wenn dafür jeweils nur ein Tag 
anzusetzen und damit als üblicher Zustellungstag der 
7. Dezember 1984 anzunehmen wäre, war die Einladung zur Ge­
sellschafterversammlung vom 14. Dezember 1984 nicht fristge­
recht bewirkt, da die Wochenfrist des § 51 Abs. 1 
Satz 2 GmbHG erst mit diesem Tag nach § 187 Abs. 1, § 188 
Abs. 2 BGB geendet hat.

II. Der Fristverstoß ist nicht nach § 51 Abs. 3 GmbHG 
geheilt, wonach bei Anwesenheit sämtlicher Gesellschafter 
Beschlüsse in einer nicht ordnungsgemäß einberufenen Ver­
sammlung rechtwirksam gefaßt werden können.
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a) Nach höchstrichterlicher Rechtsprechung setzt die 
Bestimmung des § 51 Abs. 3 GmbHG außer der Anwesenheit 
sämtlicher Gesellschafter deren Einvernehmen mit der Abhal­
tung der Versammlung zum Zwecke der Beschlußfassung voraus. 
Nicht "anwesend" i.S. des § 51 Abs. 3 GmbHG ist sonach der­
jenige Gesellschafter, der zwar erschienen ist, aber der 
Durchführung der Versammlung oder der Beschlußfassung, sei 
es ausdrücklich oder konkludent, widerspricht (RGZ 92, 409, 
410 f.; siehe auch Sen.Urt. v. 30. November 1961 
- II ZR 136/69, LM § 51 GmbHG Nr. 3 = WM 1962, 202, 204). 
Trotz der Kritik von Zöllner (in Baumbach/Hueck GmbHG § 51 
Rn. 25) ist an dieser Rechtsprechung festzuhalten, die 
auch der im Schrifttum herrschenden Meinung entspricht (sie­
he Fischer/Lutter a.a.O. § 51 Rn. 14; Roth a.a.O. § 51 
Anm. 4; Rowedder/Koppensteiner a.a.O. § 51 Rn. 12; Schil­
ling in Hachenburg a.a.O. § 51 Rn. 9; Karsten Schmidt in 
Scholz a.a.O. § 51 Rn. 33; A. Hueck, Festschr. für Molitor 
1962 S. 401, 408). Seiner Ansicht, das Ziel der Einberu­
fungsvorschriften sei in den Fällen der Vollversammlung er­
reicht, so daß kein sachlicher Grund bestehe, Beschlußfas­
sungen bei Widerspruch eines oder mehrerer Erschienener zu 
versagen oder den Beschlüssen die Rechtswirksamkeit abzu­
sprechen, ist nicht zu folgen. Erhält der Gesellschafter 
keine ordnungsgemäße Einladung, so ist er vor die Wahl ge­
stellt, sie entweder nicht zu beachten, schriftlichen oder 
fernmündlichen Protest zu erheben oder die Versammlung unge­
achtet des Einberufungsfehlers aufzusuchen oder einen Ver­
treter zu entsenden. Entschließt sich der Gesellschafter zur 
Teilnahme, so können dem unterschiedliche Beweggründe zu­
grundeliegen. So kann er den Einberufungsmangel hinnehmen.
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Ferner ist denkbar, daß er in der Versammlung nur erscheint, 
um ihrer Abhaltung zu widersprechen. Weiter kann er die 
Versammlung mit der Absicht aufsuchen, sich eine Entschei­
dung, je nach Verhandlungsverlauf, vorzubehalten. Darauf ist 
bei der Auslegung der Norm des § 51 Abs. 3 GmbHG Rücksicht 
zu nehmen. Denn würde allein die Anwesenheit aller Gesell­
schafter bereits die Heilung des jeweils vorliegenden Ein­
berufungsfehlers bewirken, so hätte dies zur Folge, daß der 
Gesellschafter, der die Beschlußfassung wegen des Verfah­
rensverstoßes gerade verhindern will oder noch unentschlos­
sen ist, gezwungen würde, der Versammlung fernzubleiben, 
weil er sonst Gefahr liefe, sein Recht auf ein Vorgehen 
gegen die anstehenden Beschlüsse zu verlieren. Dies 
entspricht nicht der Zielsetzung des § 51 Abs. 3 GmbHG. 
Außerdem muß der Gesellschaft daran gelegen sein, daß der 
Gesellschafter die Versammlung aufsucht, um durch seinen 
Widerspruch den erschienenen Mitgesellschaftern Gelegenheit 
zu geben, angreifbare Beschlußfassungen zu unterlassen oder 
eine Einigung herbeizuführen.

b) Danach hätte die Gesellschafterversammlung vom 
14. Dezember 1984 die streitigen Beschlüsse nicht fassen 
dürfen. Zwar könnte die Stellungnahme des Klägers zu den von 
dem Rechtsanwalt des Gesellschafters L< erhobenen Be­
schuldigungen für ein konkludentes Einverständnis mit der 
Abhaltung der Versammlung sprechen. Das Gesamtverhalten des 
Klägers in der Versammlung läßt indes eine solche Annahme 
nicht zu. Durch seine Weigerung an der in der Tagesordnung 
vorrangig vorgesehenen "Beratung über Möglichkeiten einer 
gütlichen Einigung mit dem Gesellschafter Karl S<
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(Kläger) über seine Abberufung als Geschäftsführer und sein 
Ausscheiden aus der Gesellschaft" mitzuwirken, hat er hin­
reichend deutlich zum Ausdruck gebracht, nicht von seinem im 
Schreiben vom 10. Dezember 1984 gegen die Terminierung auf 
den Vormittag des 14. Dezember 1984 erhobenen Widerspruch 
abrücken zu wollen.

III. Das Nichteinhalten der Frist des § 51 Abs. 1 
Satz 2 GmbHG berechtigt den Kläger allerdings nur dann zur 
Anfechtung der streitigen Beschlüsse, wenn sie auf diesem 
Mangel beruhen (vgl. BGHZ 14, 264, 267/268; 36, 121, 139). 
Die Anfechtungsmöglichkeit entfällt, falls klar zu Tage 
liegt, daß sie bei ordnungsgemäßer Einberufung und Durchfüh­
rung der Versammlung gleichfalls zustande gekommen wären.
Die Möglichkeit, daß der durch den Mangel betroffene Gesell­
schafter das Beschlußergebnis hätte beeinflussen können, muß 
also nicht nur unwahrscheinlich sein, sondern bei vernünfti­
ger Beurteilung unter keinen Umständen in Betracht kommen 
(Senatsurt. v. 8. Mai 1972 - II ZR 96/70, WM 1972, 742,
743). Besteht insoweit Streit, so hat der Anfechtungsgegner 
den Beweis zu erbringen, daß der Beschluß unter keinen 
Umständen anders ausgefallen wäre (vgl. Fischer/Lutter 
a.a.O. Anh. § 47 Rn. 36; Schilling/Zutt in Hachenburg a.a.O. 
Anh. § 47 Rn. 85; Roth a.a.O. § 47 Anm. 6.4.2.; vgl. ferner 
Karsten Schmidt in Scholz a.a.O. § 45 Rn. 81; abweichend 
Rowedder/Koppensteiner GmbHG § 47 Rn. 108 "absoluter Anfech­
tungsgrund" ) .

Vorliegend kann nicht davon ausgegangen werden, daß die 
streitigen Beschlüsse auch bei Wahrung der Frist des § 51
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Abs. 1 Satz 2 GmbHG gefaßt worden wären. Nach dem Sachver­
halt ist nicht auszuschließen, daß es nicht zu diesen 
Beschlüssen, sondern schon zuvor zu einer gütlichen Verein­
barung der Gesellschafter hinsichtlich der Beendigung der 
Geschäftsführertätigkeit des Klägers und der Einziehung sei­
nes Geschäftsanteils (oder möglicherweise zu einer Übernahme 
der Anteile der Gesellschafter L und 0 lurch den Klä­
ger) gekommen wäre. Die Tagesordnung der Gesellschafterver­
sammlung sah, wie schon erwähnt, vorrangig vor, über die 
Möglichkeit einer gütlichen Regelung zu beraten. Diese 
scheiterte nicht an der ablehnenden Haltung einzelner Ge­
sellschafter, sondern allein an der - bereits in den Schrei­
ben vom 4. und 10. Dezember 1984 angekündigten - Weigerung 
des Klägers, in Abwesenheit seines Rechtsanwalts ein Ver­
gleichsgespräch zu führen. Daß ein solches bei dessen Anwe­
senheit gescheitert wäre, ist offen. Auch das Berufungsge­
richt hat bemerkt, daß ohne "anwaltliche Beratung (des Klä­
gers) die für die Versammlung vorgesehene gütliche Einigung 
erschwert war". Ferner hat die Beklagte nicht vortragen kön­
nen, daß der Anwalt des Klägers an einer fristgerecht ver­
legten Gesellschafterversammlung nicht teilgenommen hätte.
Im übrigen zeigt das Vorbringen der Parteien zu dem Wert des 
Geschäftsanteils des Klägers, daß die Vorstellungen der
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Gesellschafter hierzu nicht unüberbrückbar voneinander abge­
wichen sind und eine Einigung darüber im Falle einer Über­
tragung nicht ausgeschlossen gewesen ist. Bei alledem kann 
deshalb nicht verneint werden, daß die streitigen Beschlüsse 
auf dem Verstoß gegen § 51 Abs. 1 Satz 2 GmbHG beruhen.

Dr. Kellermann Dr. Bauer Bundschuh

Brandes Dr. Hesselberger
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